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BERLIN — Ab Ende nächster
Woche droht in deutschen Kinderta-
gesstätten ein unbefristeter Streik der
Erzieher.

Die Gewerkschaft ver.di erklärte
die Tarifverhandlungen für die bun-
desweit 240 000 Erzieher und Sozialar-
beiter am Abend für gescheitert und
lässt seineMitglieder über einen unbe-
fristeten Streik abstimmen.
„Wenn mindestens drei Viertel der

Mitglieder sich positiv zum Erzwin-
gungsstreik äußern, müssen die Eltern
ab Ende nächster Woche wieder mit
geschlossenen Kitas rechnen“, sagte
der Fachbereichsleiter Volker Euskir-
chen. Vorausgegangen waren fünf

erfolglose Verhandlungsrunden. Da
die Arbeitgeber sich nicht bewegt hät-
ten, liege es nun an den Gewerk-
schaftsmitgliedern, sie wieder an den
Verhandlungstisch zu zwingen, um
ein vernünftiges Angebot zu bekom-
men.
Die Gewerkschaften Verdi, GWE

und dbb fordern eine höhere Eingrup-
pierung der Beschäftigten. Das würde
im Durchschnitt zu Einkommensver-
besserungen von rund zehn Prozent
führen. Die Arbeitgeber halten das
für nicht bezahlbar. Nach Angaben
der Vereinigung der kommunalen
Arbeitgeberverbände beläuft sich die
Summe der Forderungen auf 1,2 Milli-
arden Euro. dpa

Auch vor dem Landgericht
Nürnberg-Fürth könnte dem-
nächst noch ein Prozess gegen
einen ehemaligen KZ-Wachmann
stattfinden. Seit längerem ermit-
telt die Staatsanwaltschaft wie
berichtet gegen einen 92-Jährigen
aus dem Kreis Neustadt/Aisch-
Bad Windsheim.
Dem Mann wird vorgeworfen,

sich alsWachmann imKonzentra-
tionslager Auschwitz-Birkenau
der „Beihilfe zum Mord in einer
unbekannten Vielzahl von Fäl-
len“ schuldig gemacht zu haben.
In ersten Vernehmungen gab er

an, erst ab Ende 1944 in dem KZ
Dienst getan zu haben. Zu diesem
Zeitpunkt habe es keine Tötun-
gen mehr gegeben. Am 27.Januar
1945 wurde Auschwitz-Birkenau
von der Roten Armee befreit.
Erst während der Ermittlungen

fand die Staatsanwaltschaft her-
aus, dass der Beschuldigte vor sei-
ner Zeit in Auschwitz-Birkenau
auch schon im Vernichtungslager
Majdanek eingesetzt worden war.
Zu diesem Komplex konnte er
noch nicht vernommen werden.
Ob überhaupt weiter ermittelt

und eventuell Anklage erhoben
wird, ist ungewiss. Jochen Horn,
der Nürnberger Anwalt des
Beschuldigten hat beantragt, die
Verhandlungsfähigkeit seines
Mandanten prüfen zu lassen. Vor
wenigen Tagen wurde ein Sach-
verständiger damit beauftragt.
Zum Gesundheitszustand des

92-Jährigen und zu den Tatvor-
würfen wollte sich Rechtsanwalt
Horn im Gespräch mit unserer
Zeitung nicht äußern. Er deutete
nur an, dass er die Auffassung der
Justiz nicht teile, wonach ehemali-
genKZ-Beschäftigten Tötungsde-
likte nicht individuell nachgewie-
sen werden müssten und sie den-
noch als Teil der Vernichtungsma-
schinerie angeklagt werden könn-
ten. Diese Rechtsauffassung hatte
erstmals 2011 im Münchner
Demjanjuk-Prozess zu einer Ver-
urteilung geführt. DasUrteil wur-
de aber nie rechtskräftig, da der
ehemalige SS-Hilfstruppen-Ange-
hörige John Demjanjuk vor der
Entscheidung über einen Revisi-
onsantrag starb. hpk

VON MICHAEL
EVERS (dpa)

Eine Auschwitz-Überle-
bende nimmt einen an-
geklagten SS-Mann des
Lagers in den Arm und ver-
gibt ihm seine Taten. Die-
se große Geste im Gericht
in Lüneburg sorgt für Streit
unter Überlebenden. Kann
es für den Massenmord
ein Verzeihen geben?

LÜNEBURG — Es ist
eine kaum vorstellbareGes-
te des Vergebens: Im Kon-
zentrationslager Ausch-
witz musste Eva Kor grau-
sameExperimente des deut-
schenKZ-Arztes JosefMen-
gele über sich ergehen las-
sen — 70 Jahre später reicht
die Überlebende dem in
Lüneburg angeklagten SS-
Schergen Oskar Gröning
dennoch die Hand zur Ver-
söhnung.
Dies sorgt für Protest bei

Dutzenden anderen Ausch-
witz-Überlebenden, die als
Nebenkläger auf Gerechtig-
keit für fast 1000 ermor-
dete Familienmitglieder
pochen. Kor inszeniere ihr
„Verzeihen und Vergeben“
immerwieder in der Öffent-
lichkeit, lautet der gestern
über zwei Nebenklage-
Anwälte verbreitete Vor-
wurf.

Keine Alternative
Am Vorabend sehen in

der ARD-Sendung „Gün-
ther Jauch“ knapp 3,6 Mil-
lionen Fernsehzuschauer ein Foto der
Versöhnungsgeste, bei der Kor sich zu
dem Angeklagten hinbeugt und ihn in
den Arm nimmt, und hören sie argu-
mentieren, dass Gerichtsverfahren
gegen NS-Verbrecher der falsche Weg
seien. Für ihr Vergeben sieht sie keine
Alternative.
„Auch wenn jeder Nazi gehenkt

würde für seine Verbrechen, mein
Leben wäre immer noch das gleiche.
Ich wäre immer noch Waise, eine
Überlebende schrecklicher Experi-
mente, für die ich den Preis zahlen
musste.“ Stattdessen plädiert sie für
einen Dialog von Tätern und Opfern,

um zu einer besseren Welt zu gelan-
gen.
„Als Nebenklägerin im Namen der

Ermordeten aufzutreten, öffentlich
das Strafverfahren abzulehnen und
die Rolle der Nebenklägerin zur medi-
al inszenierten persönlichen Verzei-
hung nutzen — das passt nicht zusam-
men“, empören sich die Nebenkläger-
Anwälte Cornelius Nestler und Tho-
mas Walther.
Dabei ist der Vorwurf der Inszenie-

rung nicht ganz von der Hand zu wei-
sen. Erstmals habe sie Gröning am ers-
ten Prozesstag amDienstag unter Aus-
schluss der Öffentlichkeit die Hand

gereicht. Dieser sei im
selben Augenblick aber
wegen eines Schwächean-
falls weggesackt, sagte Kor
später zu Journalisten. Am
nächsten Tag verlas sie
dann vor Gericht eine
Erklärung, in der sie sagt:
„Ich habe den Nazis ver-
geben.“
Am Donnerstag geht sie

erneut auf den Angeklag-
ten zu, wiederholt ihre Ges-
te — und lässt sich diesmal
von ihrem Anwalt dabei
fotografieren. Das Bild fin-
det dann seinen Weg in die
„Günther Jauch“-Sendung
und die Presse.
Die anderen Nebenklä-

ger in diesem Verfahren
wollen sich mit dieser Hal-
tung jedoch nicht abfin-
den. „Unsere 49 Mandan-
ten, alle ebenfalls Überle-
bende von Auschwitz, sind
Nebenkläger geworden,
weil sie für ihre ermorde-
ten Eltern und Geschwister
Klage führen wollen“, er-
klärten die Anwälte von
insgesamt 49 anderenÜber-
lebenden.

Frei von Schuld?
Sie könnten dem ange-

klagten SS-Mann Gröning
seine Mitwirkung am Mord
von 300000 Menschen in
Auschwitz nicht verzeihen,
zumal er sich frei von straf-
rechtlicher Schuld fühle.
„Wir wollen Gerechtigkeit,
und wir begrüßen die Auf-
klärung, die dieses Straf-
verfahren leistet“, heißt es

in ihrer Erklärung. Dem 93-jährigen
Oskar Gröning wirft das Gericht Bei-
hilfe zum Mord in mindestens 300000
Fällen vor. Der Angeklagte hatte sich
zu Prozessbeginn zu seiner morali-
schen Mitschuld bekannt.
„Meine Vergebung spricht die Täter

nicht frei“, hatte Kor in der vergange-
nenWoche vor Gericht betont. Ihr Ver-
zeihen nannte sie einen Akt der Selbst-
heilung und Selbstbefreiung. Die
81-Jährige hatte mit ihrer Zwillings-
schwester grausame medizinische
Experimente in Auschwitz überlebt,
ihre Eltern und übrigen Familienmit-
glieder starben dort.

GÜTERSLOH—WennGroßbritan-
nien aus der EU austritt, wird das
einer Studie zufolge teuer— und zwar
vor allem für die Briten selbst.

Der „Brexit“ — ein Kunstwort aus
Briten und Exit, also Austritt — könn-
te das EU-skeptische Land mehr als
300 Milliarden Euro kosten, heißt es
in einer neuen Studie der Bertels-
mann Stiftung und des ifo-Instituts
München. Die anderen EU-Staaten
hätten demnach nur geringe Verluste.
Wie heftig der „Brexit“ die briti-

sche Wirtschaft träfe, hinge vom Aus-
maß der Abschottung nach einemAus-
tritt ab, schreiben die Wissenschaft-
ler. Im besten Falle hätte Großbritan-

nien einen ähnlichen Status wie die
Schweiz, im ungünstigsten Fall dage-
gen gar keine Handelsprivilegien
mehr. Die Studie geht davon aus, dass
nach einem möglichen Austritt im
Jahr 2018 etwa 12 Jahre später, also
2030, die Folgen voll spürbar würden.
Je nach Szenario könnte das reale
Bruttoinlandsprodukt (BIP) je Ein-
wohner dann zwischen 0,6 und drei
Prozent geringer ausfallen, als es ohne
„Brexit“ der Fall wäre.
Der konservative Premier David Ca-

meron hat ein Referendum über den
Austritt für Ende 2017 versprochen.
Sein Herausforderer von der Labour-
Partei, EdMiliband, spricht sich deut-
lich für einen Verbleib aus. dpa

Kitas droht langer Streik
Ver.di lässt über unbefristeten Arbeitskampf abstimmen

Israel klagt Soldaten an
Die Militärstaatsanwaltschaft

der israelischen Streitkräfte hat
gegen drei im Gazakrieg einge-
setzte Soldaten Strafverfahren
wegen Plünderungen eingeleitet.
Wie die Armee mitteilte, sind dies
die ersten drei Fälle mit Bezug
auf den siebenwöchigen Krieg im
vergangenen Sommer, in denen
Klage erhoben wurde. Insgesamt
laufen derzeit 19 Ermittlungsver-
fahren der Militärpolizei zu Vor-
fällen im Gazakrieg. afp

Konsequenzen abgelehnt
Die Bundesregierung sieht in

der Spionageaffäre um den Bun-
desnachrichtendienst (BND) trotz
entsprechender Forderungen aus
der Opposition derzeit keinen
Anlass für personelle Konsequen-
zen. Diese Frage stelle sich
momentan nicht, sagte die Vize-
Regierungssprecherin Christiane
Wirtz in Berlin. Zunächst stehe
die Aufklärung des Sachverhalts
im Vordergrund. Neben Linken
und Grünen hatte auch die SPD
personelle Konsequenzen nicht
ausgeschlossen. dpa

AfD-Mann abgestraft
Der AfD-Europaabgeordnete

Marcus Pretzell ist von der
EU-Parlamentsgruppe seiner Par-
tei ausgeschlossen worden. Das
teilte er nach einer Sitzung der
Gruppe in Brüssel mit. Pretzell
war zuletzt vor allemmit demPar-
teivorsitzenden Bernd Lucke und
dem Europarlamentarier Hans-
Olaf Henkel aneinandergeraten.
Pretzell hatte Henkel vorgewor-
fen, er sei mehr im Urlaub als in
seinem Abgeordnetenbüro. afp

Kämpfe in Kundus
Hunderte Taliban-Kämpfer

haben nach Behördenangaben im
NordenAfghanistans ihre Angrif-
fe fortgesetzt und die Streitkräfte
in schwere Gefechte verstrickt.
„Etwa 2000 Aufständische kämp-
fen rund um das Zentrum des
Bezirks gegen unsere Soldaten“,
sagte der Gouverneur des
Bezirks. Sie könnten Kundus
bald einnehmen. dpa

92-jähriger Franke
verhandlungsunfähig?

DRESDEN — Nach Thüringen hat
auch Sachsen einen neuen NSU-
Untersuchungsausschuss.

Der sächsische Landtag setzte den
Ausschuss in Dresden mit den Stim-
men der Oppositionsfraktionen von
Linken und Grünen ein. Er soll sich
erneut mit einer Mitverantwortung
und einem möglichen Fehlverhalten
der Staatsregierung und ihrer Behör-
den bei der Verfolgung des „National-
sozialistischen Untergrunds“ befas-
sen.
Der erste NSU-Ausschuss habe auf

diese Fragen keine abschließende Ant-
wort geben können, erklärte der
Grünen-Abgeordnete Valentin Lipp-
mann. „Wir sind den Opfern und
Angehörigen eine rückhaltlose Aufklä-
rung schuldig.“ 2012 war schon ein-
mal ein Untersuchungsausschuss zum
NSU-Trio im Landtag eingerichtet
worden.

„So präzise wie möglich“
Aus Sicht der Linken-Abgeordne-

ten Kerstin Köditz gibt es noch viele
offene Fragen. Der Landtag sei es den
NSU-Opfern und den Hinterbliebe-
nen schuldig, „so präzise wie mög-
lich“ herauszuarbeiten, unter wel-
chen politischen Bedingungen der
NSU agieren konnte. In Sachsen sei
das Trio um Beate Zschäpe, Uwe
Mundlos und Uwe Böhnhardt Anfang
1998 schließlich untergetaucht und
bis Ende 2011 unentdeckt geblieben.
Der NSU habe in Sachsen Unterstüt-
zer und konspirative Wohnungen ge-
funden,Waffen gehortet und schwers-
te Straftaten geplant. „Kurz gesagt:
Sachsen war das Kernland des NSU“,
sagte Köditz.
Auch in Thüringen hatte vergange-

ne Woche der zweite NSU-Untersu-
chungsausschuss des Landtags seine
Arbeit aufgenommen. Die rot-rot-grü-
ne Regierung unter Ministerpräsident
Bodo Ramelow (Linke) hatte die Neu-
auflage des Untersuchungsausschus-
ses in ihrem Koalitionsvertrag ver-
einbart. Dem Nationalsozialistischen
Untergrund werden unter anderem
zehnMorde und zwei Bombenanschlä-
ge angelastet; Beate Zschäpe steht des-
halb derzeit in München vor Gericht.
Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos
töteten sich selbst, nachdem sie im
Zusammenhang mit einem Bankraub
gestellt wurden. afp

Heiter trotz des düsteren Themas: Die Auschwitz-Überleben-
den Eva Pusztai-Fahidi (rechts) und ihre Enkelin Luca Hartai. 70
Jahre nach Ende der Nazi-Diktatur steht der frühere SS-Mann
Oskar Gröning in Lüneburg vor Gericht (unten). Foto: dpa

„Brexit“ wird sehr teuer
EU-Austritt könnte die Briten 300 Milliarden Euro kosten

Salma Hayek (Mitte) zu
Besuch bei syrischen Bür-
gerkriegsflüchtlingen im
Libanon: Die Hollywood-
Schauspielerin zeigte sich
sehr angetan vom Mut
der Flüchtlingskinder und
ihrer Familien. Trotz des
harten Schicksals und
aller Widrigkeiten seien
sie entschlossen, ihr
Leben weiterzuführen.
Rund 1,2 Millionen Syrer
sind vor dem Bürgerkrieg
in ihrem Heimatland in
den Libanon geflohen.
Die 48-jährige Hayek hat
sich mit der Reise in den
Libanon einen alten
Traum erfüllt. Sie sei glück-
lich, die Heimat ihrer Vor-
fahren zu besuchen. Ihr
Großvater stammt aus
dem Zedernstaat am Mit-
telmeer. Foto: Reuters

Kurz berichtet

NSU-Pannen
auf dem Prüfstand
Neuer Untersuchungsausschuss

Handschlag mit dem KZ-Aufseher
Nebenklägerin vergibt SS-Schergen, doch andere Überlebende sind verärgert

Salma Hayek bewundert den Mut der Flüchtlingskinder
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